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FLÄCHENBILANZ

Gewerbegebiet 25.429 m²
Verkehrsfläche neu    3.489 m²
Verkehrsfläche Bestand     1.000 m²
Geh-/Wirtschaftswege neu      574 m²
Gehweg Bestand           456 m²
Versorgungsflächen Strom        85 m²
Grünflächen     6.895 m²
davon Erhalt Hecken                   973 m²
davon Schutzstreifen Zauneidechse             1.945 m²
davon Graben (Westen)              1.420 m²
davon Grünflächen Straßenbegrünung             65 m²
davon Fläche RRB              2.031 m²
davon Grünfläche Zufahrt Kiefernd. Weg             89 m²
davon Verkehrsbegleitgrün Kiefernd. Weg              372 m²

.

Gesamt 37.929 m²
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10.00

Ausgleich Zauneidechsen

Ausgleich Zauneidechsen

10.00

2.50

10.00

VI. HINWEISE
1. GARAGEN, STELLPLÄTZE UND FREIFLÄCHENGESTALTUNG

Es gelten die Bestimmungen der Garagen-, Stellplatz- und Freiflächensatzung (GaStFS)
der Stadt Höchstadt in der aktuellen Fassung.

2. ENTWÄSSERUNG, REGENWASSER

Dach- und Oberflächenwasser, das auf Gebäuden und außerhalb betrieblicher
Umgangsflächen anfällt, sollte unter Beachtung der gesetzlichen wasserrechtlichen
und wasserwirtschaftlichen Bestimmungen innerhalb des räumlichen
Geltungsbereiches auf fachgerecht vorbereiteten Grünflächen versickert, oder als
Brauchwasser gespeichert werden. Bei der Planung von Anlagen zum Umgang mit
Niederschlagswasser sind die quantitativen und qualitativen Anforderungen und
Vorgaben des DWA-Merkblattes M 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit
Regenwasser“ zu beachten.

3. ALLGEMEINER BODENSCHUTZ

Gemäß § 1a (2) BauGB ist auf den sparsamen und schonenden Umgang mit Boden
auch während der Bauarbeiten zu achten und die Bodenversiegelung auf das
unbedingt erforderliche Ausmaß zu begrenzen.

Zum Schutz des Mutterbodens und für alle anfallenden Erdarbeiten sind bei der
Ausführung die Normen DIN 18915 und DIN 19731 anzuwenden. Sie geben Anleitung
zum sachgemäßen Umgang und zur rechtskonformen Verwertung des
Bodenmaterials.

Die Inanspruchnahme von baulich bisher nicht beeinträchtigen Freiflächen während

IV. GRÜNORDNUNG UND NATURSCHUTZ IM PLANUNGSGEBIET

1. ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHEN

Die zeichnerisch festgesetzten, öffentlichen Grünflächen sind zur Sicherung ihrer
Funktionen grundsätzlich von nicht zweckgemäßen, baulichen Anlagen und
Oberflächen\-befestigungen freizuhalten. Eine zweckgemäße Ausstattung und
Erschließung der als Verkehrsbegleitgrün festgesetzten Grünflächen mit tief- und
landschaftsbaulichen Anlagen (z. B. Wegeverbindungen) ist jedoch zulässig.
Grünflächenanteile, für die keine ergänzenden Pflanzbestimmungen oder
naturschutzfachlichen Maßnahmen getroffen werden, sind zu begrünen und
fachgerecht zu unterhalten.

2. PFLANZGEBOTE, ERHALTUNGSGEBOTE UND BINDUNGEN FÜR BEPFLANZUNGEN GEM. § 9
ABS. 1 NR. 25 I. V. M. NR. 20 BAUGB

a. Erhaltung von Laubbäumen und Strauchbeständen

Die mit zeichnerischen Erhaltungsgeboten belegten Laubbäume und
Strauchbestände sind dauerhaft zu erhalten und fachgerecht, nach den
Pflegerichtlinien des LPV Mittelfranken, zu pflegen. Sofern im Standraum bzw.
Traufbereich dieser Gehölze Baumaßnahmen, Befestigungen oder sonstige Eingriffe in
den Bodenkörper unvermeidbar sind (dies betrifft Bestände entlang des Kieferndorfer
Weges und im Bereich der erforderlichen Heckenquerung im mittleren Plangebiet),
sind fachgerechte Schutzmaßnahmen (z. B. Aufstellung von Bauzäunen u. ä.) zu
ergreifen. Abgängige Gehölze sind unter besonderer Berücksichtigung
naturraumtypischer Laubbaumarten (vgl. Hinweise Tabelle 4.2), ortstypischer
Obstbaumsorten (vgl. Hinweise Tabelle 4.3) und naturraumtypischer Straucharten (vgl.
Hinweise Tabelle 4.4) zu ersetzen.

b. Durchgrünung des Siedlungsquartiers

Je Baugrundstück sind mindestens 2 Laub- oder Obstbäume zu pflanzen und
langfristig zu erhalten. Die Pflanzstandorte innerhalb der Grundstücksflächen sind
variabel und können an den jeweiligen Flächenanforderungen ausgerichtet werden
(z. B. Konzentration an den Grundstücksgrenzen bei Beachtung gesetzlicher
Mindestgrenzabstände). Je Baumstandort ist eine wasser- und luftdurchlässige Fläche
von mindestens 9 m² vorzusehen.

Darüber hinausgehend sind die Artenzusammensetzung, die Mindestpflanzqualitäten
und die Pflanzabstände unter Berücksichtigung der in den Hinweisen, Tabellen 4.1
(Klimatolerante Laubbaumarten), 4.2 (naturraumtypische Laubbaumarten) und 4.3
(ortstypische Obstbaumsorten) zusammengestellten Pflanzempfehlungen festzulegen.
Pflanzausfälle sind zur Erhaltung der vielseitigen Funktionen der
Bauflächendurchgrünung in Anlehnung an die vorangehenden Pflanzvorgaben zu
ersetzen.

c. Pflanzung von Laubbäumen im Straßenraum

Der geplante Straßenraum (innere Erschließungsstraße mit Wendeanlage) ist
entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen mit Laubbäumen auf öffentlichen
Verkehrs- und Grünflächen zu akzentuieren. Von den zeichnerisch festgelegten
Pflanzstandorten kann abgewichen werden, sofern es für eine effektive
Flächennutzung der angrenzenden Baugrundstücke (Zufahrten, Gebäudestellung)
erforderlich ist. Je Baumstandort ist eine wasser- und luftdurchlässige Fläche von
mindestens 6 m² vorzusehen.

Darüber hinausgehend sind die Artenzusammensetzung, die Mindestpflanzqualitäten
und die Pflanzabstände entsprechend den in den Hinweisen, Tabelle 4.1
(Klimatolerante Laubbaumarten) und 4.2 (naturraumtypische Laubbaumarten)
zusammengestellten Pflanzempfehlungen festzulegen. Pflanzausfälle sind in
Anlehnung an die vorangehenden Pflanzempfehlungen zu ersetzen.

d. Begrünung von Dachflächen

Flachdächer sind außerhalb von technischen Dachaufbauten, Oberlichtern und
Dachfenstern mit Gräsern, Wildkräutern oder Stauden extensiv zu begrünen. Hierzu ist
auf Flachdachkonstruktionen eine Vegetationstragschicht (Substratschicht) von
mindestens 8 cm vorzusehen. Dachbegrünungen und Maßnahmen zur
Solarenergienutzung sind vorrangig in kombinierten Systemen umzusetzen.

3. NATUR- UND ARTENSCHUTZFACHLICH VERANLASSTE VERMEIDUNGS- UND
MINIMIERUNGSMAßNAHMEN AUF GRUNDLAGE VON § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

a. Rodung von Gehölzen

Stockhiebe und Rodungen, die im Zuge der Planumsetzung kleinflächig erforderlich
sind, sind zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Konflikten gem. § 44 BNatSchG
grundsätzlich zwischen dem 01.10. und dem 28.02. durchzuführen.

b. Einleitungszeitraum von Erschließungs- und Baumaßnahmen (Baufeldräumung)

Erschließungs- und Baumaßnahmen sind außerhalb der prioritären Vogelbrutzeit
einzuleiten. Ein geeigneter Zeitraum besteht zwischen dem 15.08. und dem 01.02.
Hiervon kann abgewichen werden, wenn im Vorfeld von Baumaßnahmen, zwischen
dem 15.08. und dem 01.02., Schwarzbrachen oder Mulchflächen mit
Vergrämungswirkung geschaffen werden, deren offener Zustand bis Baubeginn
aufrecht zu erhalten ist.

c. Naturnahe Ausbildung des Regenrückhaltebeckens und zuführender Gräben

Die geplante Regenwasserrückhaltung und die zuführenden, auszubauenden
Gräben sind in unbefestigter, naturnaher Bauweise anzulegen, organisch
auszuformen und naturnah zu begrünen. Die Sicherung von Einläufen mit
Natursteinsätzen ist zulässig.

d. Begrenzung von Lichtemissionen

Im Plangebiet ist zur Außenbeleuchtung eine bedarfsgerechte sowie umwelt-, arten-
und insektenfreundliche Beleuchtung zu installieren. Die Lampengehäuse müssen
daher nach oben und an den Seiten geschlossen sein. Der Abstrahlwinkel ist nach
unten zu richten und bis max. 50° zulässig. Als Leuchtmittel sind warmweiße
LED-Lampen mit einer Farbtemperatur von 2700 bis 3000 Kelvin zu verwenden. Die
Höhe des Lichtmastes ist auf maximal 5,00 m zu begrenzen.

V. NATUR- UND ARTENSCHUTZRECHTLICH VERANLASSTE
    AUSGLEICHSMAßNAHMEN

1. NATURSCHUTZRECHTLICHE AUSGLEICHSMAßNAHME:

Schaffung einer strukturreichen Quartiereingrünung im südlichen Grenzbereich des
Plangebietes mit besonderen Habitatstrukturen für die Zauneidechse

Auf der zeichnerisch festgesetzten, etwa 10 m breiten, öffentlichen Grünfläche im
südlichen Grenzbereich des Plangebietes ist eine strukturreiche Quartiereingrünung
mit naturnahen Strauchheckenriegeln, naturraumtypischen Laubbäumen und
habitatwirksamen Sonderstrukturen für die Zauneidechse auf extensiv genutzten
Gras-/Krautfluren entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen zu schaffen. Um
die Entwicklungsziele zu erreichen sind folgende Anforderungen zu beachten:

· Die in den Pflanzempfehlungen zu naturraumtypischen Laubbäumen (Hinweise 4.2) und
naturraumtypischen Straucharten (Hinweise 4.4) enthaltenen Gehölzarten,
Pflanzqualitäten und Pflanzabstandsflächen sind vor dem Hintergrund der
naturschutzfachlich ausgerichteten Entwicklungsziele als abschließend und verbindlich
zu betrachten. Nadelgehölze, Ziergehölze und kleinkronige Zuchtformen
naturraumtypischer Laubbaumarten sind nicht zulässig. Strauchheckenriegel sind in
mindestens 2-reihiger Pflanzung herzustellen.

· Von den zeichnerisch festgesetzten Pflanzstandorten und -flächen kann zur
Sicherstellung einer fachgerechten Flächenbewirtschaftung und -pflege geringfügig
abgewichen werden.

· Abgängige Gehölze sind zu ersetzen und eine fachgerechte Herstellungs-, Entwicklungs-
und Unterhaltungspflege der Baum- und Strauchpflanzungen ist sicherzustellen.

· Gehölzbegleitende Gras-/Krautfluren sind extensiv (jährliche oder 2-jährliche
Herbstmahd) zu entwickeln bzw. zu pflegen. Hierbei sind bei Pflegemaßnahmen
mindestens 25 % des der Gras-/Krautfluren als Habitat- und Deckungsstrukturen
ungemäht zu belassen.

· Anlage von mindestens 3 Zauneidechsenbunkern mit Überwinterungsmöglichkeiten
entsprechend den Empfehlungen des bayer. LfU 2020 (Arbeitshilfe zur speziellen
artenschutzrechtlichen Prüfung, Zauneidechse). Die Habitate sind mit Natursteinschüttungen,
vorgelagerten Sandlinsen und Totholzlagern auf besonnten Standorten mit direkter Anbindung an
naturnahe Gehölzbestände (Deckungsstrukturen) herzustellen.

· Ergänzend sind mindestens 4 Totholz- oder Reisiglager als Sonnenplätze und Deckungsstrukturen
auf besonnten Standorten mit direkter Anbindung an naturnahe Gehölzbestände zu schaffen und
in umgebende Gras-/Krautsäume einzubinden.

· Die Maßnahmenumsetzung ist qualifiziertes Personal zu betreuen. Abweichungen von den
angeführten Anforderungen sind ausschließlich im Einvernehmen mit der Unteren
Naturschutzbehörde zulässig.

· Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist auf der Kompensationsfläche nicht zulässig.

2. RÄUMLICH ENTKOPPELTE AUSGLEICHS- UND CEF-MAßNAHME:
Fl.Nr. 266, Gemarkung Etzelskirchen, Artenschutzmaßnahme für die Brutvogelart
Rebhuhn (perdix perdix):

Auf Grundlage von § 9 Abs. 1a BauGB i. V. m. § 1a Abs. 3 BauGB wird dem
vorliegenden Bebauungsplan folgende Artenschutzmaßnahme (CEF-Maßnahme) als
Maßnahme zum Schutz und zur Entwicklung des Naturhaushaltes und des
Landschaftsbildes zugeordnet, um artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen gem.
§ 44 BNatSchG vorzubeugen und unvermeidbare Eingriffe in den Landschaftshaushalt
auszugleichen:
Auf dem derzeit intensiv ackerbaulich genutzten Flurstück 266, Gemarkung

(Nummerierung nach Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90)
I. FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

1.

6.

6.1. 6.3.

7.

9.

9.

10.

10.2.

13.

13.2.2. 13.2.2.

15.

15.13.

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11  BauNVO)

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Straßenverkehrsflächen Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung

Gehweg

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung
sowie für Ablagerungen Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem
Klimawandel entgegenwirken (§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Regenwasserrückhaltebecken

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Öffentliche Grünflächen

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die
Regelung des Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6a BauGB)

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die
Regelung des Wasserabflusses

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Erhaltung: Bäume Erhaltung: Stäucher

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

RRB

1.3.1.

3.

3.5.

Eingeschränktes Gewerbegebiet
(§ 8 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Straßenbegleitgrün

15.10. Höhenbezugspunkt für Festsetzungen
(§ 9 Abs. 3 BauGB)

WirtschaftswegWirtschaftsweg

13.1.

15.5.

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung
von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

15.6. Umgrenzung der Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB)

6.4. Einfahrt Parzelle 1 u. 2

GEe

7.

13.2.1.

13.2.1.

13.2.2.

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung
sowie für Ablagerungen

Elektrizität, hier: Trafostationen

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und Abs. 6 BauGB)

Anpflanzen: Bäume

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, sowie von Gewässern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b und Abs. 6 BauGB)

BEGRÜNDUNG

VII. WEITERE UNTERLAGEN ZUM BAULEITPLANVERFAHREN
Valentin Maier Bauingenieure AG

in der Fassung vom 28.04.2025

UMWELTBERICHT Büro Fleckenstein
in der Fassung vom 28.04.2025

saP Büro Fleckenstein
in der Fassung vom 28.04.2025

BERICHT LÄRMTECHNISCHE BERATUNG GEWERBELÄRM Büro Basic
in der Fassung vom 08.12.2021

BODENGUTACHTEN Gartiser, German & Piewak
in der Fassung vom 11.05.2022
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VIII. VERFAHRENSVERMERKE
1. Der Stadtrat hat in der Sitzung vom 25.09.2023 die Aufstellung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet

Lekkerland" in Höchstadt a.d.Aisch beschlossen.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und
Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 25.09.2023 hat in der Zeit vom
16.10.2023 bis 17.11.2023 stattgefunden. Die Bekanntmachung erfolgte am xx.xx.xxxx im Amts- und
Mitteilungsblatt der Stadt Höchstadt.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1
BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung von 25.09.2023 hat in der Zeit vom
16.10.2023 bis 17.11.2023 stattgefunden.

4. In der Sitzung am 28.04.2025 hat der Stadtrat beschlossen, den Bebauungsplan "Gewerbegebiet
Lekkerland" in Bebauungsplan "Am weißen Knöcklein II" umzubenennen.

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 28.04.2025 wurde mit der Begründung gem. § 3
Abs. 2 BauGB in der Zeit vom xx.xx.xxxx bis xx.xx.xxxx öffentlich ausgelegt. Die Bekanntmachung
erfolgte am XX.XX.2022 im Amts- und Mitteilungsblatt der Stadt Höchstadt.

6. Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 28.04.2025 wurden die Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom xx.xx.xxxx bis xx.xx.xxxx
beteiligt.

7. Die Stadt Höchstadt hat mit Beschluss des Stadtrates vom xx.xx.xxxx den Bebauungsplan "Am weißen
Knöcklein II" (zuvor "Gewerbegebiet  Lekkerland") in Höchstadt in der Fassung von xx.xx.xxxx als Satzung
beschlossen.

Höchstadt a.d. Aisch, _____________________ _________________________________
Gerald Brehm, Erster Bürgermeister

8. Ausgefertigt

Höchstadt a.d. Aisch, _____________________ _________________________________
Gerald Brehm, Erster Bürgermeister

9. Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes wurde am ________________ gem. § 10 Abs. 3 BauGB
ortsüblich bekannt gemacht. Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan damit in Kraft.

Höchstadt a.d. Aisch, _____________________ _________________________________
Gerald Brehm, Erster Bürgermeister

III. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
Festgesetzt wird ein Eingeschränktes Gewerbegebiet gem. § 8  BauNVO.  Nicht
zugelassen sind:

· Vergnügungsstätten
· Einzelhandelsbetriebe, ausgenommen Einzelhandel im Zusammenhang mit

einem Gewerbe- oder Handwerksbetrieb, wenn die untergeordnete
Einzelhandelsnutzung eine Verkaufsfläche von maximal 150 m² je Betrieb nicht
überschreitet.

Das Gewerbegebiet wird eingeschränkt hinsichtlich der zulässigen
Emissionskontingente. Zulässig sind nur Vorhaben, die die folgenden
Emissionskontingente LEK in dB(A) je m² weder tags (06:00 - 22:00 Uhr) noch nachts
(22:00 Uhr - 06:00 Uhr) überschreiten: 55 db(A) tags, 35 dB(A) nachts

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

a. Grundflächenzahl (GRZ) gem. § 19 BauNVO 0,8

b. Geschossflächenzahl (GFZ) gem. § 20 BauNVO 1,6

c. Vollgeschosse (VG) gem. § 20 BauNVO  II

3. BAUGRENZEN, BAUWEISE

Die überbaubare Grundstücksfläche ist mittels Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 3
BauNVO festgesetzt.

4. HÖHENLAGE DER GEBÄUDE

a. Die Oberkante Rohfußboden Erdgeschoss darf maximal 0,50 m über dem für
jedes Grundstück definierten Bezugspunkt liegen.

b. Es gilt eine maximale Gebäudehöhe von 10,00 m.

c. Die Gebäudehöhe ist definiert als Abstand zwischen Oberkante Rohfußboden
Erdgeschoss und oberstem Gebäudeabschluss (z.B. First, Attika, etc.).

5. DACHGESTALTUNG

a. Zugelassen sind nur Flachdächer und flach geneigte Dächer mit einer Neigung
von 0° - 25°.

b. Flachdächer sind gem. Festsetzung Nr. IV, 2d. zu begrünen.

c. Zusätzlich sind auf mindestens 50 % der Dachfläche Solarthermie- oder
Photovoltaikanlagen anzubringen.

6. FASSADENGESTALTUNG

Zweigeschossige Außenwände mit mehr als 5,0 m Breite ohne Wandöffnung sind mit
standortgerechten Klettergewächsen zu begrünen oder durch eine hochwüchsige
Begrünung des Gebäudevorfeldes, z.B. durch vorgelagerte Baumreihen, Baum- oder
Großstrauchgruppen, aufzulockern. Bei glatten Wandflächen sind entsprechende
Kletterhilfen vorzusehen.

7. EINFRIEDUNGEN

a. Grundstückseinfriedungen sind nur in Form von Maschendraht- oder
Stahlgitterzäunen mit einer maximalen Höhe von 2,50 m (inkl. Sockel) ab dem
anstehenden Gelände zulässig.

b. Massive Einfriedungen (z.B. Gabionen, Mauern, etc.) entlang der Verkehrsflächen
sind nicht zulässig. An den sonstigen Grundstücksgrenzen sind Stützmauern bis zu
einer Höhe von 1,00 m zulässig.

II. HINWEISE DURCH PLANZEICHEN

bestehende Flurstücksgrenzen

bestehende Flurnummern

bestehende Gebäude mit
Nebengebäuden und Hausnummer

201/1

19

Vorschlag Parzellierung mit
Nummerierung und
Flächenangabe der Baufläche

Geplante Abgrenzung
Straße - Gehweg - Mehrzweckstreifen

Straßenränder Bestand (aus Vermessung)

FÜLLSCHEMA DER NUTZUNGSSCHABLONE

1  Art der baulichen Nutzung gem. § 4 BauNVO
2  zulässige Emissionskontingente LEK in dB(A) pro m²
3  Grundflächenzahl (GRZ) gem. § 19 BauNVO
4  Geschossflächenzahl (GFZ) gem. § 20 BauNVO
5  Zahl der zul. Vollgeschosse gem. § 20 BauNVO
6  Max. zul. Gebäudehöhe
7  zul. Dachneigung

1
2

3 4

5

2 352 m²

6

Höhenlinien aus der Vermessung
(im Abstand 0,5 m)270.00

7

Sonderstrukturen für Reptilien;
z.B. Reptilienbunker, Steinhaufen,
Totholzhaufen

3. RÄUMLICH ENTKOPPELTE AUSGLEICHSMAßNAHME:
Fl.Nr. 382, Gemarkung Greuth (Teilfläche), Entwicklung eines kleinteiligen
Biotopkomplexes:

Auf Grundlage von § 9 Abs. 1a BauGB i. V. m. § 1a Abs. 3 BauGB wird dem
vorliegenden Bebauungsplan eine Teilfläche von 6.415 m² des im Ökokonto der
Stadt Höchstadt a. d. Aisch bevorrateten Flurstücks 382, Gemarkung Greuth (Tfl.), als
Fläche zum Ausgleich von erheblichen Eingriffen in Natur und Landschaft zugeordnet.
Die räumliche Abgrenzung der betreffenden Teilfläche ist nachfolgender
Kartendarstellung zu entnehmen.

Das insgesamt etwa 5,56 ha umfassende Flurstück 382, Gemarkung Greuth, wurde
bislang landwirtschaftlich genutzt und soll auf Grundlage der vorliegenden,
naturschutzfachlichen Kompensationsflächenplanung (Stand: 11. März 2021) als
kleinteiliger Biotopkomplex, bestehend aus (1) einem weitständigen Streuobstbestand
auf Extensivgrünland, (2) naturnahen Heckenriegeln und (3) periodisch
wasserführenden Tümpeln mit begleitenden Hochstauden- und Röhrichtsäumen
entwickelt werden. Die Herstellung der Maßnahmenfläche erfolgt im Einvernehmen
mit der Naturschutzverwaltung am LRA Erlangen-Höchstadt und ist seitens der Stadt
Höchstadt a. d. Aisch Ende des Jahres 2025 / Anfang des Jahres 2026 vorgesehen.

Die Inanspruchnahme von baulich bisher nicht beeinträchtigen Freiflächen während
der Bauarbeiten ist auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken.
Bodenkörper, die in Folge der Bauarbeiten Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen
aufweisen, sind weitestgehend wiederherzustellen. Flächen, die als Grünfläche oder
zur gärtnerischen Nutzung vorgesehen sind, sollten nicht befahren werden.

Unbelastetes Aushubmaterial innerhalb des Baugebietes sollte, soweit möglich, für
den Gelände- und Massenausgleich eingesetzt werden. Mutterboden, der bei
Errichtung und Änderung baulicher Anlagen ausgehoben wird, ist nach § 202 BauGB
in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung und Vernichtung zu schützen.

Vor Beginn der baulichen Arbeiten ist auf der überbaubaren Grundstücksfläche der
Oberboden und der kulturfähige Unterboden getrennt abzutragen, getrennt zu lagern
und nach Abschluss der Baumaßnahme, wenn möglich, auf dem Grundstück wieder
zu verwenden. Überschüssiges Bodenmaterial sollte unter Beachtung der §§ 6
BBodSchV ortsnah auf landwirtschaftlich, oder im Gartenbau genutzten Flächen
verwertet werden.

4. BODENFUNDE, DENKMÄLER

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine
denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem
eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren
Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. Im Rahmen der Genehmigungsverfahren
wird das BLfD die fachlichen Belange der Bodendenkmalpflege formulieren.

5. ALLGEMEINER INSEKTEN- UND VOGELSCHUTZ

Um örtliche Insekten- und Vogelvorkommen zu schonen, sollten ausschließlich
insektenfreundliche Außenbeleuchtungen vorgesehen und großflächige Fenster- bzw.
Glasfronten mit Vogelschutzverglasung ausgestattet werden.

6. VORHABENBEZOGENE FREIFLÄCHENGESTALTUNGSPLANUNG

Im Rahmen nachgeordneter Genehmigungs- oder Freistellungsverfahren sollten auf
Grundlage der bauleitplanerischen Festsetzungen qualifizierte, vorhabenbezogene
Freiflächengestaltungspläne unter besonderer Berücksichtigung der örtlichen Ziele des
Naturschutzes und der Landschaftspflege erarbeitet und als Bestandteil der
vorhabenbezogenen Planunterlagen vorgelegt werden.

In diesem Zuge sollten die beabsichtige Freiflächengestaltung,
Flächenversiegelungen, Wegeführungen, Bepflanzungen und Geländehöhen
dargestellt werden. Hierdurch kann sichergestellt werden, dass die im
Bauleitplanverfahren definierten, grünordnerischen wie naturschutzfachlichen
Entwicklungsmaßnahmen im Planungsgebiet fachgerecht konkretisiert und umgesetzt
werden.

7. PFLANZLISTEN

a. Klimatolerante Baumarten

Für Baumquartiere in den stark baulich geprägten Teilräumen (insbesondere
Straßenraum), werden die folgenden, klimatoleranten Baumarten empfohlen:

b. Naturraumtypische Laubbäume

Laubbaumarten für Quartiere mit ausreichend bemessenen Standräumen und
gesichertem Wasserhaushalt:

c. Ortstypische Obstarten und -sorten

Neben den vorangehenden Laubbaumarten, werden für die festgesetzten
Laubbaumpflanzungen folgende ortstypische Obstarten/-sorten empfohlen:

d. Naturraumtypische Straucharten

Für die Anlage freiwachsender Hecken, Gebüsche und Strauchmassive werden
folgende naturraumtypische Straucharten (gebietseigenes Pflanzmaterial, VkG 5.1
„Süddeutsches Hügel- und Bergland, Fränkische Platten und Mittelfränkisches
Becken“) empfohlen:

Auf dem derzeit intensiv ackerbaulich genutzten Flurstück 266, Gemarkung
Etzelskirchen, ist eine Ackerbrache, bestehend aus mehreren Entwicklungsstadien,
vorzusehen. Hierbei sind folgende Bewirtschaftungsvorgaben grundsätzlich zu
beachten:

· Die Maßnahmenfläche ist der natürlichen Vegetationsentwicklung zu überlassen, oder mit einer
niedrigwüchsigen Wildkrautmischung einzusäen. Hierbei ist eine Saatgutmischung regionaler
Herkunft unter besonderer Berücksichtigung standorttypischer Segetalvegetation zu verwenden,
eine reduzierte Saatgutmenge (max. 50 - 70 % der regulären Saatgutmenge) auszubringen und
ein 3-facher Saatreihenabstand zu wählen, um eine lückige/lichte Bestandsstruktur zu erzielen.

· Die Brachfläche ist über die Grundstückslänge in 3 Bewirtschaftungsstreifen von etwa 13,2 m Breite
aufzuteilen. Jährlich im Februar ist ein Bewirtschaftungsstreifen umzubrechen und der natürlichen
Vegetationsentwicklung zu unterwerfen, oder wie vorstehend dargestellt, sehr dünn/lückig
einzusäen. Hierdurch kann auf der Maßnahmenfläche eine hochwertige Habitatstruktur für das
Rebhuhn erzielt werden, die unterschiedliche Brachestadien bzw. Vegetationsdichten umfasst und
ganzjährig sowohl Nahrung, als auch Deckung bietet.

· Auf den Brachflächen sind der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, mechanische
Unkrautbekämpfungsmaßnahmen und Mahdeingriffe während der Vogelbrutzeit grundsätzlich
nicht zulässig.

· Mahdeingriffe außerhalb der Vogelbrutzeiten sind lediglich im Falle einer sehr dichten,
hochwüchsigen Vegetationsstruktur zulässig und grundsätzlich auf maximal 50 % der
Gesamtfläche zu begrenzen, um stets ausreichend bemessene Deckungsstrukturen über die
Wintermonate vorzuhalten.

· Die Maßnahmenfläche ist im Jahr vor der Baufeldräumung und Erschließung des Plangebietes
funktionsfähig herzustellen, um dem Rebhuhn nutzbare Ersatzstrukturen im räumlich-funktionalen
Zusammenhang mit dem Eingriffsraum zu bieten.
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1 : 1:000 SCHREIBER

UNTERSCHRIFT DATUM UNTERSCHRIFT

0.93 m²

28.04.2025

28.04.2025

28.04.2025

1

DATUM

BAUHERR: VALENTIN MAIER BAUINGENIEURE AG
GROSSE BAUERNGASSE 79, 91315 HÖCHSTADT /A.
TELEFON 09193/50151-0, FAX 09193/50151-50

SANKT JOHANN 10, 91056 ERLANGEN
TELEFON 09131/407500, FAX 09131/ 407544

PLANUNGSPHASE

GEPR.

GEZ.

PLANFLÄCHE

PROJEKT-NR.

BLATT-NR.

UNTERLAGE

MAßSTAB

202843

STADT HÖCHSTADT A.D. AISCH
MARKTPLATZ 5
91315 HÖCHSTADT / AISCH

Höchstadt a. d. Aisch

SCHEIDIG

REGULÄRE BETEILIGUNG

91315 HÖCHSTADT AN DER AISCH

AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES
"AM WEISSEN KNÖCKLEIN II" IN HÖCHSTADT

AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES
"AM WEISSEN KNÖCKLEIN II"

(BISHER "GEWERBEGEBIET LEKKERLAND" )

IN HÖCHSTADT A. D. AISCH
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